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Mitglieder-Info Nr. 7/2013 
 

Änderung der Regelung zur Herabsetzung und zeitlich en Begrenzung des nachehe-
lichen Unterhalts wegen Unbilligkeit nach § 1578b B GB  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

mit dem Gesetz zur Durchführung des Haager Übereinkommens vom 23.11.2007 über die 
internationale Geltendmachung der Unterhaltsansprüche von Kindern und anderen Fami-
lienangehörigen sowie zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet des internationalen 
Unterhaltsverfahrensrecht und des materiellen Unterhaltsrechts vom 20.02.2013 (Bundes-
gesetzblatt 2013 Teil I, Nr. 9, S. 273 ff. vom 25.02.2013) ist in Art. 3 die Regelung des 
§ 1578b Abs. 1 BGB geändert worden.  

In Abs. 1 Satz 2 werden vor dem Punkt am Ende die Wörter „oder eine Herabsetzung des 
Unterhaltsanspruches unter Berücksichtigung der Dauer der Ehe unbillig wäre“ eingefügt. 

Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Nachteile im Sinne des Satzes 2 können sich vor allem aus der Dauer der Pflege oder 
Erziehung eines gemeinschaftlichen Kindes sowie aus der Gestaltung von Haushaltsfüh-
rung und Erwerbstätigkeit während der Ehe ergeben“. 

Durch die Nennung des Tatbestandsmerkmals der Ehedauer als weiterem Billigkeitsmaß-
stab für die Herabsetzung von Unterhaltsansprüchen soll klargestellt werden, dass das 
Fehlen ehebedingter Nachteile nicht „automatisch“ eine Beschränkung nachehelichen 
Unterhalts nach sich zieht. 

Gem. Art. 4 des o. g. Gesetzes ist diese Regelung am 01.03.2013 in Kraft getreten. 

 

 

 

Geschäftsstelle  

 
 

  
An die 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe 
gemäß Verteiler 
 
per E-Mail 

BAGüS  
 
Bundesarbeitsgemeinschaft  
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 



 

Seite 2 von 2 

BAGüS 
Bundesarbeitsgemeinschaft  
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

Hinsichtlich der Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen dürfte die Änderung dieser Re-
gelung für die tägliche Sozialhilfepraxis von Bedeutung sein.  

Ich bitte um Kenntnisnahme. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 


